Muster von DATEV Dok.-Nr.: 2302014

	Zwischen ______________________________ 
- nachfolgend Arbeitgeber genannt -

und _______________________________ 
- nachfolgend Arbeitnehmer genannt -

wird folgender 

	Arbeitsvertrag

	geschlossen:

	§ 1 Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses [1]
(1) Der Arbeitnehmer wird ab ________ als __________ auf unbefristete Dauer eingestellt.

oder
(1) Der Arbeitnehmer wird von ________ bis __________ als ________________ eingestellt. Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer ohne das es einer gesonderten Kündigung bedarf

oder
(1) Der Arbeitnehmer wird aushilfsweise ab ________als ______________ für die Dauer von _____Monaten eingestellt.

(2) Die Probezeit beträgt sechs Monate. Während dieser Zeit kann der Vertrag von beiden Seiten mit einer Frist von zwei Wochen ohne Angabe eines Grundes gekündigt werden

	§ 2 Arbeitsort [2]
Der Arbeitsort richtet sich nach den betrieblichen Erfordernissen.

oder
Arbeitsort ist ________________

	§ 3 Tätigkeiten [3]
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die aus dem Berufsbild der/des __________ sich ergebenden Arbeiten zu verrichten. Hierzu zählen insbesondere folgende Tätigkeiten:

oder
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die sich aus der beigefügten Stellenbeschreibung ergebenden Tätigkeiten zu verrichten.

	§ 4 Beendigung des Arbeitsverhältnisses [4]
Der Arbeitsvertrag kann von beiden Seiten unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfristen zum Quartalsende gekündigt werden. Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber aus tariflichen oder gesetzlichen Gründen, gilt diese Verlängerung auch für den Arbeitnehmer. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

	§ 5 Vergütung [5]
(1) Der Arbeitnehmer erhält ein monatliches Gehalt in Höhe von _________ EUR, zahlbar nachträglich am letzten Werktag des Monats.

(2) Als Weihnachtsgratifikation wird ein Monatsgehalt, fällig am 1.12. eines jeden Jahres, gezahlt. Sie ist zurückzuzahlen, wenn der Arbeitnehmer bis zum 30.3. des Folgejahres ausscheidet.

(3) Überstunden werden mit einem Zuschlag von _____ EUR abgegolten.

(4) Es wird ein Zuschuss von ________ EUR auf vermögenswirksame Leistungen gewährt.

ergänzend
Der Arbeitgeber schließt eine Lebensversicherung in Höhe von monatlich ________ EUR mit unmittelbarer Bezugsberechtigung (Direktversicherung) zu Gunsten von ____________ ab.

	§ 6 Arbeitszeit [6]
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt ohne Pausen ________ Stunden. Überstunden sind, soweit gesetzlich zulässig, nur nach Anweisung des Arbeitgebers zu leisten. Abgegolten werden die Überstunden durch entsprechende Freizeit.

Die Arbeitszeit beginnt um _______ Uhr und endet um _________Uhr.

	§ 7 Urlaub [7]
Der Erholungsurlaub beträgt __________ Arbeitstage im Kalenderjahr. Im Übrigen ist das Bundesurlaubsgesetz anzuwenden.

	§ 8 Nebenbeschäftigung [8]
Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses sind alle Nebenbeschäftigungen, durch die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beeinträchtigt oder schützenswerte Interessen des Arbeitgebers in sonstiger Weise nachteilig berührt werden können, unzulässig. Andere Nebenbeschäftigungen dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Arbeitgebers übernommen werden.

	§ 9 Verschwiegenheitspflicht [9]
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich über alle betrieblichen Vorgänge, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, nach außen hin Stillschweigen zu bewahren. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem Unternehmen fort.

	§ 10 Arbeitsverhinderung/Krankheit [10]
Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit oder sonstige Ereignisse an der Arbeitsleistung verhindert, so hat er dem Arbeitgeber unverzüglich Mitteilung zu machen und dabei die Gründe der Verhinderung anzugeben. Eine Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit ist außerdem ab dem ersten Tag durch eine ärztliche Bescheinigung oder eine entsprechende Mitteilung der Krankenkasse nachzuweisen; dabei ist die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben.

	§ 11 Steuerklausel 
Wird rechtskräftig festgestellt, dass sich die aus diesem Vertrag ergebenden Ansprüche des Arbeitnehmers aus steuerlichen Gründen unangemessen sind, so ist der Anspruch, der steuerlich nicht anerkannt wird, an den Betrieb zurückzuführen.

	§ 12 Sondervereinbarungen [11]
(1) Nichtigkeit oder Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berühren die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Sie haben nicht die Nichtigkeit oder Unwirksamkeit des gesamten Vertrages zur Folge. Die unwirksamen oder nichtigen Bestimmungen sind so umzudeuten, dass der mit ihnen beabsichtigte wirtschaftliche Zweck erreicht wird. Ist eine Umdeutung nicht möglich, sind die Vertragsschließenden verpflichtet, eine Vereinbarung zu treffen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung möglichst nahe kommt.

(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt nicht für individuelle Vertragsabreden i. S. v. § 305b BGB mit einem vertretungsbefugten Vertreter der Firma. Im Übrigen kann das Formerfordernis nicht durch mündliche Vereinbarung, konkludentes Verhalten oder stillschweigend außer Kraft gesetzt werden.

 

..............., den ...........

 

	  
	  
	  

	(Arbeitgeber)
	  
	(Arbeitnehmer)


Fußnoten:

[1] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 1 Mustervertrag
  
§ 1 Absatz 1 (Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses)
  
Grundsätzlich können sich die Parteien darüber einigen, ob sie ein unbefristetes oder befristetes Arbeitsverhältnis eingehen wollen. 
Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist grundsätzlich nur zulässig, wenn sie durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist (§ 14 Abs. 1 Satz 1 TzBfG). § 14 Abs. 1 TzBfG nennt als Regelbeispiele folgende sachliche Gründe:

1. vorübergehender betrieblicher Bedarf (Nr. 1),

2. Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder das Studium (Nr. 2),

3. Vertretung eines Arbeitnehmers (Nr. 3),

4. Eigenart der Arbeitsleistung (Nr. 4),

5. Befristung zur Erprobung (Nr. 5),

6. Gründe in der Person des Arbeitnehmers (Nr. 6),

7. Vergütung aus befristeten Haushaltsmitteln (Nr. 7),

8. Befristung auf Grund gerichtlichen Vergleichs (Nr. 8).

Dieser Sachgrundkatalog ist nicht abschließend, er soll weitere Gründe nicht ausschließen. 
Nur in folgenden Fällen kann eine Befristung auch ohne Bestehen eines sachlichen Grundes erfolgen:

1. wenn es sich um eine erstmalige kalendermäßige Befristung bis zur Dauer von zwei Jahren handelt (§ 14 Abs. 2 TzBfG),

2. wenn es sich um eine Befristung von Arbeitsverhältnissen mit Arbeitnehmern handelt, die das 52. Lebensjahr vollendet haben (§ 14 Abs. 3 TzBfG).

§1 Absatz 2 (Probezeit)
  
Sinn und Zweck des Probearbeitsverhältnisses ist es, sowohl dem Arbeitgeber als auch dem Arbeitnehmer die Arbeitsstelle und den Vertragspartner auf eine längerfristige Zusammenarbeit zu überprüfen. In der hier gewählten Form geht das Probearbeitsverhältnis in ein normales Arbeitsverhältnis über, sofern nicht ein Vertragspartner während der Probezeit kündigt. 
Die Dauer der Probezeit muss dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. Während bei einfachen Tätigkeiten eine Probezeit von 3 bis 4 Monaten als ausreichend angesehen wird, können sechs bis gar neun Monate bei anspruchsvollen Tätigkeiten angemessen sein. Regelmäßig müssen aber sechs Monate als ausreichend angesehen werden, da nach sechs Monaten der Kündigungsschutz eingreift (§ 622 Abs. 3 BGB). 
Das ordentliche Kündigungsrecht ist während der Probezeit meist abbedungen, da die Vertragsparteien sich in der Phase der gegenseitigen Prüfung befinden. Beibehalten wird das außerordentliche Kündigungsrecht.

[2] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 2 Mustervertrag (Ort)
  
Grundsätzlich ergibt sich aus der Auslegung des Arbeitsvertrags der Ort der Arbeitsleistung. Üblicherweise ist der Betrieb des Arbeitgebers der Leistungsort. Ansonsten bestimmt der Arbeitgeber durch sein Weisungsrecht gem. § 315 BGB den Arbeitsort. Bei Berufsgruppen, die keinen festen Arbeitsplatz haben (z.B. Bauarbeiter), reicht dieses Recht weiter. Aber auch dann muss das Direktionsrecht unter Berücksichtigung der Interessen des Arbeitnehmers ausgeübt werden. Soll der Arbeitnehmer an mehreren Orten eingesetzt werden, so muss das im Arbeitsvertrag schriftlich fest gehalten werden, § 2 NachwG.

[3] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 3 Mustervertrag (Tätigkeiten)
  
Die Tätigkeiten, die der Arbeitnehmer zu leisten hat, ergeben sich aus dem Arbeitsvertrag. Dieser ist im Rahmen von Treu und Glauben sowie der Verkehrssitte zu ermitteln. Nach § 2 NachwG muss der Arbeitgeber im Vertrag die Tätigkeit des Arbeitnehmers beschreiben. Grundsätzlich kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer dann die Arbeit auf Grund seines Direktionsrechts zuweisen. Wird eine bestimmte Tätigkeit (z.B. Textilverkäufer) vom Arbeitnehmer angenommen, so wird diese Vertragsgegenstand. Ist allerdings die Tätigkeit nur fachlich umschrieben (Schlosser, Kfz-Mechaniker), so kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer sämtliche Arbeiten zuweisen, die sich erfahrungsgemäß in diesem Berufsbild bewegen. 
Das Direktionsrecht des Arbeitgebers kann nachträglich reduziert worden sein, wenn sich die Arbeitspflicht auf eine bestimmte Tätigkeit reduziert hat. 
Dies ist aber nicht alleine schon deswegen der Fall, wenn ein Arbeitnehmer eine bestimmte Zeit dieselbe Tätigkeit ausführt. Es müssen noch weitere Umstände hinzutreten, aus denen sich ergibt, dass der Arbeitnehmer nur noch diese bestimmte Arbeit verrichten soll.

[4] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 4 Mustervertrag (Beendigung des Arbeitsverhältnisses)
  
Das Arbeitsverhältnis kann aus verschiedenen Gründen enden. Kündigung, Aufhebungsvertrag, Anfechtung oder Befristung sind nur einige von ihnen. 
Die Kündigung ist eine einseitige, empfangsbedürftige, rechtsgestaltende Willenserklärung, durch die das Arbeitsverhältnis für die Zukunft aufgelöst werden soll. Grundsätzlich können beide Parteien kündigen. 
Die Kündigung muss von einer Partei der anderen erklärt werden. Wesentliche Voraussetzung für die Wirksamkeit einer Kündigung ist der Zugang, § 130 BGB. Der Kündigende muss beweisen, dass die Erklärung zugegangen ist. Dabei ist zwischen der Erklärung zwischen Anwesenden und Abwesenden zu unterscheiden. 
Beim Anwesenden reicht es für den Zugang der Kündigung, wenn der Kündigungsgegner in der Lage war, die Kündigung zu vernehmen. 
Bei Abwesenden ist eine Kündigung zugegangen, wenn sie so in den Machtbereich des Kündigungsgegners gelangt ist, dass bei Annahme gewöhnlicher Verhältnisse damit zu rechnen ist, dass er von ihr Kenntnis nehmen konnte (BAG vom 11.11.1992, NJW 1993 S.1093, LEXinform 0189337). Das kann der Fall sein, wenn die Kündigung an unterstelltes Personal, die Lebensgefährtin oder Familienangehörige übergeben wird. 
Eine Kündigung, die durch einen gewöhnlichen Brief erklärt wird, wird wirksam, wenn sie in der Wohnung oder dem Geschäftslokal des Kündigungsgegners an einen zum Empfang berechtigten ausgehändigt oder in einen dort angebrachten Briefkasten eingeworfen wird. Beim Einwurf in den Briefkasten hängt der Zeitpunkt des Zugangs davon ab, wann ein Briefkasten üblicherweise geleert wird. 
Die gesetzliche Kündigungsfrist beläuft sich auf vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats (§ 622 Abs. 1 BGB). Es kann aber eine längere als die gesetzliche Frist vereinbart werden. Für die Kündigung des Arbeitnehmers darf keine längere Frist gelten als für die Kündigung durch den Arbeitgeber (§ 622 Abs. 6 BGB). Die gesetzliche Kündigungsfrist verlängert sich je nach Beschäftigungsdauer. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen (§ 623 BGB).

[5] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 5 Mustervertrag (Vergütung)
  
Zu § 5 Absatz 1 (Vergütung)
  
Nach § 611 BGB besteht die Hauptpflicht des Arbeitgebers darin, eine Arbeitsvergütung an den Arbeitnehmer zu bezahlen. Die Vergütung ist die Gegenleistung für die vom Arbeitnehmer erbrachte Arbeitsleistung. Sie kann nicht nur im Lohn ausbezahlt werden, sondern ist in jedem geldwerten Vorteil zu sehen. Üblicherweise wird eine Vereinbarung über den Lohn in den Vertrag aufgenommen, so auch hier im vorliegenden Formular. 
  
Zu § 5 Absatz 2 (Gratifikation)
  
In den vorliegenden Vertrag wurden auch die so genannten Sonderzuwendungen aufgenommen. Sie werden zu bestimmten Anlässen (Weihnachten, Urlaub oder Geschäftsjubiläum) gewährt. Die Sonderzuwendung stellt eine Anerkennung für geleistete Dienste dar. Die Zahlung der Sonderzuwendung wurde im vorliegenden Fall mit einem Rückzahlungsvorbehalt verbunden. Er greift dann ein, wenn der Arbeitnehmer drei Monate nach Gewährung der Sonderzuwendung aus dem Betrieb ausscheidet. In diesem Fall ist der Arbeitnehmer verpflichtet, die Sonderzuwendung in vollem Umfang an den Arbeitgeber zurückzuerstatten. 
  
Zu § 5 Absatz 3 (Überstunden)
  
Bei dem vorliegenden Formular wurde ein Regelung zur Vergütung von Überstunden eingefügt. Sie stellt eindeutig klar, mit welchen Betrag Überstunden vergütet werden sollen. 
  
Steuerliche Erläuterungen zu § 5 Mustervertrag
  
Die Vergütung ist ein neuralgischer Punkt in Zusammenhang mit der Überprüfung des Arbeitsverhältnisses dahingehend, ob es tatsächlich auch anerkannt wird. 
Die Arbeitsvergütung muss wie unter Fremden üblich ausgezahlt werden. 
Der Arbeitnehmer-Ehegatte muss frei über seine Vergütung verfügen können. Dies bedingt, dass das vereinbarte Gehalt auch tatsächlich in seine Verfügungsgewalt gelangen muss. Auch wenn heute die Auszahlung auf ein eigenes Konto nicht mehr erforderlich ist, ist sie doch anzuraten, da hierdurch überflüssige Diskussionen im Rahmen der Betriebsprüfung vermieden werden. 
Die tatsächliche Durchführung liegt auch dann nicht vor, wenn das Gehalt nur unregelmäßig ausgezahlt wird oder am Jahresende in einer Summe als Entnahme gebucht wird (BFH vom 20.4.1989, BStBl.II S.655, LEXinform 0089672). 
Der Anerkennung steht die darlehensweise Überlassung des Gehalts an den Arbeitgeber-Ehegatten nicht entgegen, wenn

· es sich nur um einen Teil des Arbeitslohns handelt,

· der Arbeitslohn vom Arbeitnehmer-Ehegatten tatsächlich bezogen wurde,

· eindeutige Vereinbarungen zwischen den Ehegatten bestehen,

· eine ordnungsgemäße Verbuchung und Bilanzierung erfolgt ist, auch wenn keine genauere Vereinbarung über angemessene Verzinsung und Rückzahlung getroffen wurde (BFH, BStBl.II 1986 S.48, LEXinform 0061253).

Hinzu kommt, dass dem Arbeitnehmer-Ehegatten ein durchsetzbarer Anspruch auf Rückzahlung des Darlehensbetrags bei Kündigung oder bei vereinbartem Laufzeitende zusteht. 
  
Angemessenheit
  
Die Vergütung für den Arbeitnehmer-Ehegatten muss angemessen sein. Maßstab hierfür ist die Vergütung, die einem vergleichbaren fremden Arbeitnehmer desselben Betriebs gezahlt würde oder wird. Für diese Überprüfung werden sämtliche Bezüge und Vorteile des Arbeitnehmer-Ehegatten einbezogen. 
Der Teil der Vergütung, der die Angemessenheitsgrenze überschreitet, wird als nicht abzugsfähige Aufwendungen nach § 12 Nr. 2 EStG behandelt. 
  
Zukunftssicherung des Arbeitnehmer-Ehegatten
  
Leistungen des Arbeitgeber-Ehegatten zur Zukunftssicherung des Arbeitnehmer-Ehegatten werden dann steuerlich anerkannt, wenn eine betriebliche Veranlassung für den Vorsorgeaufwand zu Gunsten des Arbeitnehmer-Ehegatten besteht und private Versorgungsgründe ausgeschlossen sind (BFH vom 8.10.1986, BStBl.II 1987 S.205, LEXinform 0074257). In jedem Fall setzt dies ein ernsthaft gewolltes und tatsächlich durchgeführtes Arbeitsverhältnis voraus. 
Die Versorgung außerhalb der gesetzlichen Sozialversicherung ist durch folgende Konstellationen möglich:

· Pensionszusage des Arbeitgeber-Ehegatten (§ 6a EStG),

· Zahlungen an einen Pensionsfond, eine Pensions- oder Unterstützungskasse/Leistungen zu einer Direktversicherung,

· Übernahme von Beiträgen zur freiwilligen Weiter- oder Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung.

Rückstellungen für Pensionszusagen im Rahmen eines steuerlich anzuerkennenden Arbeitsverhältnisses an den Arbeitnehmer-Ehegatten setzen voraus, dass

· eine ernstlich gewollte klare und eindeutig vereinbarte Verpflichtung vorliegt,

· die Zusage dem Grunde nach angemessen ist und

· der Arbeitgeber-Ehegatte tatsächlich mit der Inanspruchnahme aus der gegebenen Pensionszusage rechnen muss.

Die Pensionszusage an den Arbeitnehmer-Ehegatten ist dann regelmäßig anzuerkennen, wenn sie in ihrer Höhe angemessen ist und den anderen Arbeitnehmern eine vergleichbare Pensionszusage eingeräumt oder zumindest ernsthaft angeboten worden ist und diese Arbeitnehmer hinsichtlich ihrer Tätigkeit - und Leistungsmerkmale - mit dem Arbeitnehmer-Ehegatten vergleichbar sind oder eine geringwertigere Tätigkeit ausüben. Weiter müssen die Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Pensionszusage oder des entsprechenden ernsthaften Angebots dem Betrieb nicht länger angehört haben als der Arbeitnehmer-Ehegatte in dem Zeitpunkt, in dem ihm die Pensionszusage erteilt wird und sie dürfen kein höheres Pensionsalter als der Arbeitnehmer-Ehegatte haben. 
Beiträge des Arbeitgeber-Ehegatten zu einer Direktversicherung des Arbeitnehmer-Ehegatten werden als Betriebsausgabe anerkannt, wenn die Verpflichtung aus der Zusage der Direktversicherung ernstlich gewollt, sowie klar und eindeutig vereinbart war. Weiter muss auch diese Zusage angemessen sein. Auch hierfür werden familienfremde Arbeitnehmer als Vergleich herangezogen, so dass diese nach ihren Tätigkeits- und Leistungsmerkmalen mit dem Arbeitnehmer-Ehegatten vergleichbar sind oder eine geringwertigere Tätigkeit ausüben und dass sie im Zeitpunkt des Abschlusses oder des ernsthaften Angebots der Versicherung auf ihr Leben dem Betrieb nicht wesentlich länger angehört haben als der Arbeitnehmer-Ehegatte in dem Zeitpunkt, in dem die Versicherung auf sein Leben abgeschlossen wird. 
Wird in einem steuerlich anzuerkennenden Arbeitsverhältnis zwischen Ehegatten ein Teil des bis dahin bestehenden angemessenen Lohnanspruchs in einen Direktversicherungsschutz umgewandelt ohne Veränderung des Arbeitsverhältnisses im Übrigen (sog. echte Barlohnumwandlung), sind die Versicherungsbeiträge betrieblich veranlasst und regelmäßig ohne Prüfung einer sog. Überversorgung als Betriebsausgabe zu berücksichtigen (BFH, Urt. v. 10.06.2008, VIII R 68/06). 
Darüber hinaus kann der Arbeitgeber-Ehegatte unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze auch Leistungen an eine Pensions- oder Unterstützungskasse zu Gunsten des Arbeitnehmer-Ehegatten tätigen. 
Auch vermögenswirksame Leistungen und sonstige Bezüge wie z.B. Sachbezüge in Form freier Unterkunft und Verpflegung, steuerfreie Heirats- und Geburtshilfen und Tantiemevereinbarungen sind zwischen Ehegatten möglich, sofern die oben wiedergegebenen Kriterien erfüllt sind.

[6] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 6 Mustervertrag (Arbeitszeit)
  
Dieser Vertragsabschnitt hat Klarstellungsfunktionen. Der Arbeitnehmer soll wissen, wann der Dienst anzutreten ist und wann er regelmäßig endet.

[7] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 7 Mustervertrag (Urlaub)
  
Nach dem Bundesurlaubsgesetz haben alle Arbeitnehmer und die zu ihrer Berufsausbildung (§ 16) beschäftigten Anspruch auf Erholungsurlaub. Arbeitnehmer sind nicht nur Vollzeitbeschäftigte sondern auch diejenigen, die in Teilzeit oder zur Aushilfe sowie Nebentätigkeiten beschäftigt sind. Der Urlaubsanspruch entsteht dann, wenn ein Arbeitsverhältnis besteht und die Wartezeit zurückgelegt ist. Durch die Wartezeit soll vermieden werden, dass dem Arbeitnehmer Doppelurlaubsansprüche anstehen. Der Arbeitnehmer erwirbt in jedem Urlaubsjahr (welches dem Kalenderjahr entsprich) nur einmal Anspruch auf Urlaub. Das heißt, dass falls der Arbeitnehmer vom früheren Arbeitgeber Urlaub oder Urlaubsabgeltung erhalten hat, er sie nicht vom neuen Arbeitgeber nochmals fordern kann (§ 6 Abs. 1 BUrlG).

[8] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 8 Mustervertrag (Nebenbeschäftigung)
  
Regelmäßig stellt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber nicht seine ganze Arbeitskraft zur Verfügung, sondern nur einen vorher fest bestimmten Teil. Grundsätzlich kann daher der Arbeitnehmer eine Nebenbeschäftigung in der Zeit aufnehmen, in der er nicht für den Arbeitgeber tätig ist. Arbeitsrechtliche Maßnahmen bleiben dem Arbeitgeber so lange verwehrt, wie die vertraglich geschuldete Leistung des Arbeitnehmers ordnungsgemäß erbracht wird. Unzulässig ist eine Nebenbeschäftigung, wenn entgegenstehende Wettbewerbsinteressen des Arbeitgebers berührt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Arbeitnehmer den Arbeitgeber vorsätzlich sittenwidrig schädigt (§ 826 BGB) oder unlauteren Wettbewerb begeht (§ 1, § 17 UWG). Der Arbeitnehmer darf auch nicht während seines Urlaubs eine Nebentätigkeit ausüben, die dem Urlaubszweck widerspricht. Allerdings entfällt bei Verstößen weder der Urlaub- noch der Entgeltanspruch. 
Im vorliegenden Formular wurde eine vertragliche Einschränkung des Rechts zur Aufnahme einer Nebenbeschäftigung aufgenommen. Durch diesen Vorbehalt ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine Genehmigung für eine Nebenbeschäftigung einzuholen.

[9] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 9 Mustervertrag (Verschwiegenheitspflicht)
  
Der Arbeitgeber hat ein berechtigtes Interesse daran, dass während der Beschäftigung des Arbeitnehmers und auch nach seinem Ausscheiden dieser Stillschweigen über interne Vorgänge bewahrt. Die Pflicht zur Verschwiegenheit kann sich einmal aus § 823 Abs. 1 und Abs. 2, § 826 sowie § 1, § 17 UWG ergeben. Hier ergibt sich die Pflicht aus dem Arbeitsvertrag. Die Verschwiegenheitspflicht umfasst alle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Darunter versteht man Tatsachen, die in einem Zusammenhang mit einem Geschäftsbetrieb stehen, nur einem eng begrenzten Personenkreis bekannt und nicht offenkundig sind, nach dem Willen des Arbeitgebers und im Rahmen eines berechtigten wirtschaftlichen Interesses geheim gehalten werden sollen. Diese Pflicht kann im Hinblick auf die Meinungsfreiheit (Art 5 Abs. 1 GG) problematisch sein. Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich nicht auf die Bekanntgabe von Tatsachen, die eine Meinungsäußerung zum Gegenstand haben, denn hier greift das Grundrecht der Meinungsfreiheit des Arbeitnehmers ein. Überwiegend wird auch die Zulässigkeit einer Verschwiegenheitspflicht nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses bejaht.

[10] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 10 Mustervertrag (Arbeitsverhinderung/Krankheit)
  
Gem. § 5 Abs. 1 S.1 EntFG sind alle Arbeitnehmer verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. Unverzüglich heißt entsprechend der Legaldefinition in § 121 BGB ohne schuldhaftes Zögern. Diesen gesetzlichen Maßgaben ist auch § 10 des Musters nachempfunden. Eine Verletzung dieser Nebenpflicht kann im Wiederholungsfalle nach vorheriger Abmahnung eine ordentliche Kündigung zur Folge haben. Dafür ist es nicht erforderlich, dass es zu einer Störung des Betriebsablaufs kommt (BAG vom 16.8.1991, NZA 1993 S.17, LEXinform 0189210).

[11] Zivilrechtliche Erläuterungen zu § 12 Mustervertrag (salvatorische Klausel)
  
Nach § 139 BGB wird vermutet, dass bei Nichtigkeit eines Teils des Rechtsgeschäftes im Zweifel das ganze Rechtsgeschäft nichtig ist. Mit der Vereinbarung einer Teilnichtigkeitsklausel (salvatorische Klausel) wird bezweckt, diese Vermutung des § 139 BGB auszuschalten. 
Durch die salvatorische Klausel soll nicht nur die rückwirkende Vernichtung des Vertrages verhindert werden, sondern auch die weitere Durchführung des Vertragsverhältnisses gesichert werden.

Erläuterungen

1 Wegweiser 

Der Arbeitsvertrag ist ein privatrechtlicher, personenrechtlicher, gegenseitiger Austauschvertrag, durch den sich der Arbeitnehmer zur Leistung von Arbeit im Dienst des Arbeitgebers und der Arbeitgeber zur Zahlung einer Vergütung verpflichtet. Der Arbeitsvertrag ist ein Unterfall des Dienstvertrags (§ 611 ff. BGB). Ausgenommen hiervon sind besondere Verhältnisse wie bspw. freie Mitarbeit oder Beratervertrag. Außer dem BGB sind unter anderem das Kündigungsschutzgesetz, das Bundesurlaubsgesetz, das Entgeltfortsetzungsgesetz und zahlreiche andere Spezialgesetze Rechtsquellen des Arbeitsrechts.

2 Überblick

Auch Ehegatten können untereinander Arbeitsverträge schließen. Die Tatsache, dass sie miteinander verheiratet sind, schließt diese Möglichkeit nicht aus. Zivilrechtlich ergeben sich zwar grundsätzlich keine Besonderheiten im Vergleich zu Arbeitsverträgen zwischen nichtverheirateten Personen, jedoch muss zwischen einem echten Arbeitsvertrag und der bloßen Mitarbeit aufgrund familienrechtlicher Verpflichtungen bzw. einer Ehegatten-Innengesellschaft oder Mitunternehmerschaft unterschieden werden. In dieser Hinsicht können sich unter Umständen Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben. Deshalb empfiehlt es sich immer, den Vertrag gemäß § 2 NachwG zu fixieren. 

· Eine Mitarbeit aufgrund familienrechtlicher Verpflichtung kann auf § 1356, § 1619 BGB begründet sein. Danach sind die Ehegatten und auch die (auch volljährigen) Kinder, die dem ehelichen Hausstand angehören und von den Eltern erzogen und unterhalten werden, zur familienrechtlichen Mitarbeit verpflichtet. Insbesondere bei handwerklichen oder landwirtschaftlichen Betrieben spricht die Verkehrsauffassung für Mitarbeit. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass die Verkehrsauffassung auch gesellschaftliche Entwicklungen berücksichtigen muss und daher keine Vermutung für familienrechtliche Mitarbeit besteht, sondern es vielmehr auf den Einzelfall ankommt.

Bei familienrechtlicher Mitarbeit findet das Arbeits- und Sozialversicherungsrecht grundsätzlich keine Anwendung, ausgenommen sind lediglich einige Vorschriften im Arbeitsschutzrecht.

· Eine Ehegatten-Innengesellschaft liegt vor, wenn die Eheleute absprachegemäß durch beiderseitige Leistungen einen über den typischen Rahmen der ehelichen Gemeinschaft hinausgehenden Zweck verfolgen, indem sie z.B. durch Einsatz von Vermögenswerten und Arbeitsleistungen gemeinsam ein Vermögen aufbauen oder eine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit gemeinsam ausüben. Ausschlaggebend dabei ist, dass nur ein Ehegatte als Gesellschafter gegenüber Dritten auftritt. In diesem Fall ist kein Arbeitsverhältnis zu sehen. 

Ein Arbeitsverhältnis ist erst dann zu bejahen, wenn der Arbeitnehmer-Ehegatte im Unternehmen des anderen Ehegatten eine unselbständige Arbeitsleistung erbringt und dafür eine Vergütung erhält. Es ist also zu prüfen, ob ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis besteht oder der Angehörige Mitunternehmer ist oder seine Tätigkeit lediglich eine familienbedingte Mithilfe darstellt. Gerade für die versicherungsrechtliche Beurteilung spielt diese Einordnung eine entscheidende Rolle.

Hinweise für ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis sind insbesondere die persönliche Abhängigkeit des Arbeitnehmers, die wirtschaftliche Abhängigkeit, das fehlende Unternehmerrisiko und die Eingliederung in den Betrieb.

Kann der Arbeitnehmer-Ehegatte, weil er erhebliche Darlehen bereitgestellt hat sogar beteiligt ist, maßgeblichen Einfluss auf die Geschicke des Unternehmens des Ehegatten nehmen steht er nicht in persönlicher Abhängigkeit.

Für das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses sprechen zudem folgende Kriterien:

· Erhebliche, den familienbedingten Umfang überschreitende Arbeit

· Zahlung des ortsüblichen oder tariflichen Lohns

· Ersatz einer fremden Arbeitskraft

· Weisungsgebundenheit des Dienstleistenden

· Abführung von Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträgen

3 Zivilrechtliche Anforderungen

3.1 Vertragsschließende Parteien

Da im vorliegenden Fall Ehegatten einen Arbeitsvertrag schließen, kann grundsätzlich von der Volljährigkeit beider Parteien ausgegangen werden.

Ist ein Ehegatte minderjährig, so bedarf der Vertragsschluss der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters, § 107 BGB.

3.2 Form

Der Arbeitsvertrag kann formfrei abgeschlossen werden. Das heißt, er kann auch auf Grund schlüssigen Verhaltens zu Stande kommen.

Das Nachweisgesetz (NachwG, BGBl.I 1995 S.946) verpflichtet den Arbeitgeber aber spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen, § 2 NachwG. Ausgenommen hiervon sind Arbeitnehmer, die nur zur vorübergehenden Aushilfe von höchstens einem Monat eingestellt werden, § 1 NachwG. Aus dem Nachweisgesetz ergibt sich, dass der Arbeitgeber die folgenden Inhalte des Arbeitsvertrags schriftlich niederzulegen hat:

· Name und Anschrift der Vertragsparteien,

· Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses,

· bei befristeten Vertragsverhältnisses die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnisses,

· Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort tätig sein soll, ein Hinweis darauf, dass der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt werden kann,

· eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit,

· die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts einschließlich der Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts und deren Fälligkeit,

· die vereinbarte Arbeitszeit,

· die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,

· die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses,

· ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind.

Die Nichtbeachtung dieser Vorgaben hat keine Auswirkung auf den Bestand des Arbeitsvertrages, allerdings ist es dem Arbeitgeber nicht gestattet, sich auf für ihn günstige Regelungen zu berufen, wenn sie nicht schriftlich niedergelegt wurden.

3.3 Mindestinhalt der vertraglichen Abrede

Im Arbeitsvertrag müssen mindestens die beiden Parteien, die zu tätigende Arbeit sowie das Entgelt benannt sein. Allerdings empfiehlt es sich dann auch die Angaben nach dem NachwG aufzunehmen.

3.4 Fakultativer Inhalt

Im Arbeitsvertrag können eine Reihe zusätzlicher Vereinbarungen aufgenommen werden. So zum Beispiel über die Arbeitszeit, die Vergütung von Mehrarbeit, die Gewährung von Urlaub und die Kündigungsfristen. Um im Nachhinein Auseinandersetzungen zu vermeiden, sollte man diese Punkte auch klar regeln.

4 Steuerliche Anforderungen

Damit der Arbeitsvertrag zwischen Ehegatten steuerlich anerkannt wird, muss zwischen den Ehegatten eine klare und ernst gemeinte Vereinbarung getroffen werden, die auch tatsächlich durchgeführt wird (R 4.8 Abs. 1 EStR 2008)..

Im Einzelnen bedeutet dies:

· Die vertragliche Gestaltung muss auch unter Dritten üblich sein, also einem Fremdvergleich standhalten (BFH vom 18.12.1990 VIII R 290/82, LEXinform 0061253).

· Das Arbeitsverhältnis muss auch tatsächlich durchgeführt werden. (BFM 7.2.1990 I R 126/84)

· Die Bezüge des Arbeitnehmer-Ehegatten müssen angemessen sein. (BFM v. 10.3.1993 I R 118/91)

(vgl. im Einzelnen 6)

Für die Gesamtsteuerbelastung der Ehegatten können sich aus dem Arbeitsverhältnis ins Gewicht fallende Vorteile ergeben (Ausschöpfung des Arbeitnehmer-Pauschbetrages, Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 % für 400-Euro-Jobs, steuerliche Berücksichtigung von Versorgungszusagen, Minderung der Gewerbesteuer durch höhere Betriebsausgaben).

5 Zivilrechtliche Folgen

5.1 Arbeitsvertrag und Ehescheidung 

Probleme im Arbeitsverhältnis ergeben sich regelmäßig, wenn die Ehe beendet wird. Die Beendigung der Ehe führt nicht automatisch zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Eine personenbedingte, ordentliche Kündigung ist unter Umständen möglich, wenn ein Ehegatte als Arbeitnehmer in einer besonders verantwortungsvollen Position (z.B. Betriebsleiter) beschäftigt ist, und so durch die Scheidung das Vertrauensverhältnis gestört ist (BAG vom 9.2.1995, NZA 1996, 249). Eine fristlose Kündigung nur auf Grund der Scheidung kommt nicht in Betracht.

5.2 Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

Es bestehen zwei wesentliche Formen der Kündigung, nämlich die ordentliche und die außerordentliche. Bei der ordentlichen Kündigung hält der Arbeitgeber gesetzliche, tarifliche oder vertraglich vereinbarte Kündigungsfristen ein. Die außerordentliche Kündigung erfolgt meist fristlos. Auf jeden Fall muss für die außerordentliche Kündigung ein gesetzlicher Grund vorliegen.

Die Trennung oder Scheidung rechtfertigt nur dann eine Kündigung, wenn es durch die Streitigkeiten zu einer Störung des Betriebsfriedens kommt (BAG vom 9.2.1995, NZA 1996, 249).

6 Allgemeine Voraussetzungen für die Anerkennung von Ehegattenverträgen: Ernsthafte Vereinbarung und tatsächliche Durchführung 

Wie bereits oben angedeutet, setzt die steuerliche Anerkennung von Ehegatten-Arbeitsverträgen voraus, dass diese ernsthaft vereinbart und tatsächlich durchgeführt werden.

Da zwischen Ehegatten die Gefahr besteht, dass nicht ernsthaft gemeinte Vereinbarungen vorgetäuscht werden, haben sich besonders strenge Anforderungen an den Nachweis hinsichtlich der Ernsthaftigkeit dieser Verträge herausgebildet:

Fremdvergleich 
Vor dem Hintergrund, dass auch freiwillig im familiären Bereich mitgearbeitet werden kann, müssen die Ehegatten klare und eindeutige vertragliche Abmachungen treffen. Daher wird ein stillschweigender Vertragsabschluss grundsätzlich nicht anerkannt (BFH, BStBl.III 1962 S.217, 218). Der bloß mündliche Abschluss eines Arbeitsvertrags ist zivilrechtlich zwar wirksam, aber um eine steuerliche Anerkennung zu gewährleisten, nicht zu empfehlen. Dies ergibt sich schon aus der Problematik des Nachweisgesetzes (vgl. oben).

Im Rahmen der Prüfung, ob der Vertrag auch zwischen fremden Dritten so abgeschlossen worden wäre, spielt der Formmangel eine besondere Rolle. Beim Vorliegen eines Formmangels, der sich beispielsweise daraus ergibt, dass im grundlegenden Vertrag Schriftform für Änderungen des Arbeitsvertrags vereinbart wurde, folgende Änderungen aber lediglich auf Grund mündlicher Vereinbarungen getätigt wurden, ist die Änderung nach § 125 BGB nichtig. Die Ausnahmevorschrift des § 41 Abs. 1 Satz 1 AO, wonach ein solcher Formmangel steuerlich so lange ohne Bedeutung ist, wie die Beteiligten das wirtschaftliche Ergebnis des Vertrags tatsächlich herbeiführen, wird in der Regel nicht angewandt. Dies deshalb nicht, weil es in den Ehegattenfällen darum geht, ob die Eheleute den Vertrag überhaupt ernsthaft wollen. Die Rechtsprechung verneint dies schon beim Fehlen der gesetzlich - oder vertraglich - vorgeschriebenen Form. allerdings bei Gehaltserhöhung ohne beachtung der Schriftenwahl unproblematisch (BFM v. 20.4.1999 VIII R 81/94).

Tatsächliche Durchführung
Die Verträge zwischen Ehegatten müssen auch tatsächlich durchgeführt werden, was vorrangig bedeutet, dass der Arbeitnehmer-Ehegatte auch tatsächlich die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung erbringt.

Klare und eindeutige Regelung, Rückwirkungsverbot
Damit die Vertragsverhältnisse anerkannt werden, muss die Rechtsgestaltung im Voraus ernsthaft, klar und eindeutig erfolgen (BFH vom 29.11.1988, BStBl.II S.281, LEXinform 0086444).

Gütergemeinschaft
Der Betrieb, in dem der Arbeitnehmer-Ehegatte beschäftigt wird, darf nicht zum Gesamtgut der Ehegatten gehören, wenn sie im vertraglichen Güterstand der Gütergemeinschaft leben (BFH, BStBl.III 1966 S.277). In diesen Fällen handelt es sich nämlich faktisch um eine Mitunternehmerschaft, da der "Arbeitnehmer-Ehegatte" Mitinhaber des Betriebs ist. Sein Arbeitslohn stellt nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG gewerblichen Gewinnanteil dar.

Lohn
Der Lohn, der dem Ehegatten bezahlt wird, muss angemessen sein und darf den Lohn eines vergleichbaren Arbeitnehmers nicht übersteigen. Darüber hinaus muss die Zahlung so gestaltet sein, dass der Lohn aus dem Vermögen des Arbeitgeber-Ehegattens in das Vermögen des Arbeitnehmer-Ehegatten gelangt.

Steuerliche Folgen der Nichtanerkennung des Ehegatten-Arbeitsverhältnisses
Wenn der Arbeitnehmer-Ehegatte lediglich auf "familiäre" Grundlage mitarbeitet, ist der Arbeitgeber-Ehegatte gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet (§ 1360 BGB). Diese hieraus resultierenden Vergütungen unterliegen dem Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 EStG. Beim Empfänger der Unterhaltsleistung stellt sie keine steuerpflichtigen Einkünfte dar, da es sich nicht um Arbeitslohn im Sinne des § 2 LStDV handelt und auch nicht um steuerpflichtige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG.

Die gezahlten Sozialversicherungsbeiträge sind nicht als Betriebsausgaben abziehbar, gelten aber als Vorsorgeaufwendungen im Rahmen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG (BFH, BStBl.II 1983 S.496; a.A.: EFG 1980 S.222; FG Rheinland-Pfalz, EFG 1982 S.400).

7 Sozialversicherungsrechtliche Erläuterungen 

Unter Berücksichtigung der vom Bundessozialgericht in verschiedenen Urteilen festgelegten Grundsätze zur sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von beschäftigten Familienangehörigen ist zusammenfassend Folgendes festzuhalten:

Zwischen Ehegatten ist ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis anzunehmen, wenn

a. über die Mitarbeit ein schriftlicher Arbeitsvertrag besteht. Zu den wesentlichen Punkten eines Arbeitsvertrags gehören: die Beschreibung des Tätigkeitsbereichs, die Bestimmung der regelmäßigen Arbeitszeit, die Festsetzung einer angemessenen Vergütung, die klare und eindeutige Vereinbarung über die Zahlung der Vergütung;

b. der mitarbeitende Ehegatte eine fremde Arbeitskraft ersetzt, in den Betrieb als Arbeitnehmer eingegliedert und dementsprechend dem Weisungsrecht des Betriebsinhabers unterworfen ist,

c. angemessene Barbezüge gewährt werden, die mit dem tariflichen bzw. ortsüblichen Barlohn einer fremden Arbeitskraft vergleichbar sind, diese Bezüge regelmäßig gezahlt und als Betriebsausgabe gebucht werden, sowie dem Lohnsteuerabzug unterliegen.

Die Angemessenheit der Barbezüge kann nicht durch Angabe einer niedrigen wöchentlichen oder täglichen Arbeitszeit erreicht werden. Arbeit und Arbeitszeit müssen in einem vernünftigen realistischen Verhältnis zueinander stehen.

Ein Beschäftigungsverhältnis zwischen Ehegatten kann aber dann nicht begründet werden, wenn sie Gütergemeinschaft vereinbart haben und der Betrieb zum Gesamtgut der Gütergemeinschaft gehört.

Statusfeststellung für Angehörige
Seit 01.01.2005 ist der Vordruck "Meldung zur Sozialversicherung" um so genannte Statuskennzeichen erweitert. Denn für Arbeitgeber, die Ehegatten oder Lebenspartner versicherungspflichtig beschäftigen, ist bei der Anmeldung eines derartigen "Beschäftigungsverhältnisses" das entsprechende Statuskennzeichen im Meldevordruck zu beachten. Das Statuskennzeichen "1" steht dabei für ein Beschäftigungsverhältnis zum Arbeitgeber als Ehegatte oder Lebenspartner (§ 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1d) SGB IV). 

Gibt der Arbeitgeber-Ehegatte bei der Anmeldung des Arbeitnehmer-Ehegatten eine Kennzeichnung nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1d) SGB IV an, stellt die Krankenversicherung einen Antrag bei der Deutschen Renteversicherung Bund auf Statusfeststellung, um eine verbindliche Entscheidung zu erhalten, ob ein Beschäftigungsverhältnis zwischen den Beteiligten besteht (§ 7a Abs. 2 SGB IV).
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